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Einbeziehung von Pensionsanwartschaften in die
nacheheliche Vermögensaufteilung
 

Abstract
Der Beitrag beleuchtet die Unterschiede zwischen den drei Säulen der Pensionsvorsorgeformen
(staatlich, betrieblich und privat) und die Frage der Einbeziehung von Pensionsanwartschaften in die
nacheheliche Vermögensaufteilung.

Da im Bereich der betrieblichen Altersvorsorge noch keine gesicherte Rsp besteht, sollen die
Auswirkungen der Unverfallbarkeit sowie die praktischen Möglichkeiten einer Aufteilung dieser
Anwartschaften näher dargestellt werden.
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Text
A. Einleitung
In einer rezenten Entscheidung (FN ) hat der OGH wichtige Klarstellungen zur Einbeziehung einer
(privaten) Pensionsvorsorge in die nachehel VermögensAuft getroffen. Dieser Beitrag analysiert die
praktischen Auswirkungen und untersucht, ob aufgrund der besonderen rechtl Rahmenbedingungen
eine Differenzierung zw privaten und betrieblichen Vorsorgeprodukten geboten ist. Aufgrund der
thematischen Nähe und praktischen Bedeutung wird auch das System der Abfertigung Neu kurz
beleuchtet.

1. Zu den Kernaussagen des OGH
Im Anlassfall ging es um die Auft von zwei Pensionsfonds bzw Pensionsplänen nach britischem Recht.
Der OGH stellte klar, dass ein aus ehel Mitteln finanziertes privates Altersvorsorgemodell (nur) dann
als ehel Ersparnis der Auft unterliegt, wenn ihm zum AuftStichtag ein realisierbarer wirtschaftlicher
Wert zukommt. Vorsorgeprodukte, die (nach ausländischem Recht) gesetzl verpflichtend sind und eine
staatliche Pension ersetzen, unterliegen generell nicht der Auft.

Eine str Grundsatzfrage iZm der Auft von privaten Vorsorgeprodukten ist damit geklärt. Die auftrechtl
Beurteilung von Anwartschaften aus betrieblichen Versorgungszusagen wirft aber nach wie vor Fragen
auf, weil die Besonderheiten dieser Zusagen bislang nicht näher thematisiert wurden. Einleitend
werden daher die Unterschiede zw den drei Säulen des Pensionssystems kurz dargestellt.

2. Einteilung der Pensionssysteme
In Österreich gibt es neben der staatlichen Pensionsversicherung (erste Säule) und der privaten
Altersvorsorge (dritte Säule) auch die betriebliche Altersvorsorge (zweite Säule).

Private Vorsorgeprodukte werden freiwillig aufgrund eines individuellen Entschlusses erworben und
können typischerweise jederzeit - wenn auch mit Verlusten - verwertet (realisiert) werden. Da alle
gängigen Anlageformen (Wertpapierdepots, Lebensversicherungen, Vorsorgewohnungen etc) der
Absicherung im Alter dienen können, unterscheiden sich private Vorsorgeprodukte von sonstigen
Wertanlagen primär durch ihre Zweckbestimmung (Widmung).

Zur betrieblichen Altersvorsorge zählen sowohl Versorgungszusagen iSd BPG (FN )
(Pensionskassenzusagen, betriebliche Kollektiv- und Lebensversicherungen und direkte
Leistungszusagen) als auch Zusagen, die nicht vom Anwendungsbereich des BPG umfasst sind.
Vorsorgemodelle der zweiten Säule beruhen meist auf einer kollektiven Grundlage (BV, KV) und sind
dadurch gekennzeichnet, dass im Leistungsfall idR eine lebenslange Rente ausbezahlt wird. (FN ) Im
AuftStichtag besteht daher (sofern der Leistungsfall noch nicht eingetreten ist) nur eine Anwartschaft.

Die Abfertigung weist zwar gewisse Besonderheiten auf, enthält aber ebenfalls Elemente der
betrieblichen Altersvorsorge und wird daher der zweiten Säule zugerechnet.

B. Kein Versorgungsausgleich nach österreichischem Recht
Eine Auft von staatlichen Pensionsanwartschaften kommt nicht in Betracht, weil das österr Recht
keinen Versorgungsausgleich kennt. Dass dies keineswegs selbstverständlich ist, zeigt ein Blick über
die Grenze. (FN ) Allerdings ist es nicht Aufgabe der Gerichte, als unbefriedigend empfundene
Entscheidungen des Gesetzgebers zu korrigieren.
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C. Zur Aufteilung von privaten Vorsorgeprodukten
Private Vorsorgeprodukte wie Lebensversicherungen werden idR mit dem (Rückkaufs-)Wert in die Auft
einbezogen. (FN ) Allerdings hat die Rsp Wertanlagen, die typischerweise der Altersvorsorge dienen
und (vorgeblich) neben der staatlichen Pension den standesgemäßen Bedarf sichern sollten, - von
Missbrauchsfällen abgesehen - von der Auft ausgenommen. (FN ) Dies wurde in der Lit zu Recht
kritisiert. (FN ) Der OGH ist der hL nun gefolgt und hat klargestellt, dass es weder auf den Zweck des
Vorsorgeprodukts noch darauf ankommt, ob dieses "kompliziert" ist oder eine vorzeitige Auszahlung
wirtschaftlich unvernünftig wäre. (FN )

Im Ergebnis sind daher private Vorsorgeprodukte aufgrund der (zumindest theoretischen)
Realisierungsmöglichkeit im AuftStichtag in die Auft einzubeziehen, sofern sie nicht ausnahmsweise
(nach ausländischem Recht) eine staatliche Pensionsleistung substituieren.

D. Einbeziehung der betrieblichen Altersvorsorge?
Bloße Anwartschaften auf künftige Pensionszahlungen unterliegen nach der Rsp nicht der Auft, wenn
bei diesen zum Zeitpunkt der Aufhebung der ehel Gemeinschaft noch nicht feststeht, ob ein aus der
Anwartschaft resultierender Geldbetrag überhaupt anfallen wird. Dem ist zuzustimmen, weil die bloße
Möglichkeit eines erst in der Zukunft zufließenden Erlöses ohne gesicherte Rechtsposition im
AuftVerfahren nicht berücksichtigt werden kann. Das Höchstgericht geht allerdings noch einen Schritt
weiter und verlangt für eine Einbeziehung in die Auft, dass dem Altersvorsorgeprodukt (bereits zum
AuftStichtag) ein realisierbarer wirtschaftlicher Wert zukommt. Dies ist zu hinterfragen.

1. Unverfallbarkeit
Für Versorgungszusagen iSd BPG gelten weitreichende Unverfallbarkeitsbestimmungen.
Unverfallbarkeit bedeutet, dass bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses vor Eintritt des Leistungsfalls
aus den erworbenen Anwartschaften ein Unverfallbarkeitsbetrag zu errechnen ist, der im Ergebnis die
Betriebstreue des Arbeitnehmers bis zu seinem Ausscheiden abgilt. Über diesen Betrag kann der
Arbeitnehmer selbst im Falle einer von ihm verschuldeten Auflösung des Arbeitsverhältnisses die
gesetzl vorgesehenen Verfügungen treffen. (FN ) Auch ein Wegfall der Zusage durch einen Wechsel
der Kollektivvertragsangehörigkeit oder infolge eines Betriebsübergangs führt nicht zum Verlust der
Anwartschaft. (FN ) Die Absicherung der Anwartschaften und die Einschränkung der bis dahin
gängigen Praxis, dass eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses zum Verlust der Anwartschaft führt,
war ein wesentliches Motiv für die Schaffung des BPG. (FN )

Bei Anwartschaften aus betrieblichen Versorgungszusagen steht daher regelmäßig bereits im
AuftStichtag fest, dass in Zukunft auch eine Leistung ausbezahlt wird. Die unverfallbaren
Anwartschaften haben zudem einen versicherungsmathematisch exakt bestimmbaren Wert, der
allerdings nicht ohne weiteres realisiert werden kann, zumal im BPG für Versorgungszusagen
besondere Verfügungsbeschränkungen normiert werden. (FN ) Es ist daher zu untersuchen, ob die
Unverfallbarkeit einer Anwartschaft deren Einbeziehung in die AuftMasse rechtfertigt.

2. Entwicklung der Judikatur zur Einbeziehung von Anwartschaften
Der OGH hat sich zu dieser Frage (wohl auch mangels substanziierten Tatsachenvorbringens in den
bisher entschiedenen Fällen) noch nicht explizit geäußert. Eine Analyse der Rsp (FN ) zeigt vielmehr,
dass die ursprünglich zur Abfertigung Alt entwickelte Judikatur ohne nähere Begründung auf
betriebliche Pensionszusagen übertragen wurde.

In der ersten einschlägigen Entscheidung zur Abfertigung Alt berücksichtigte der OGH zwar, dass der
in der Ehe erworbene Abfertigungsanspruch ein vermögenswertes Anwartschaftsrecht darstellt,
verneinte die Zugehörigkeit zur AuftMasse jedoch, weil bei Aufhebung der ehel Gemeinschaft noch
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nicht feststand, ob der Geldbetrag jemals anfallen wird. (FN ) Dieser Umstand war auch in den
Folgeentscheidungen maßgeblich. (FN ) Da es im System der Abfertigung Alt von der
Beendigungsart abhängt, ob überhaupt eine Abfertigung anfällt, und sich auch die Höhe nach der
Dauer des Arbeitsverhältnisses bestimmt, ist es durchaus sachgerecht, darauf abzustellen, ob die
Abfertigung zum AuftStichtag bereits angefallen ist.

Bei betrieblichen Pensionszusagen erwirbt der Anwartschaftsberechtigte (AWB) hingegen mit Eintritt
der Unverfallbarkeit einen gesicherten Rechtsanspruch auf Leistung. Zwar hängt auch bei
unverfallbaren Ansprüchen die Leistung von unvorhersehbaren individuellen Umständen (Lebensalter,
Berufsunfähigkeit etc) ab, und es besteht daher eine gewisse Unsicherheit (ein aleatorisches Moment)
über die tatsächliche Realisierbarkeit. Allerdings sind die versicherungstechnischen Risiken bei der
Berechnung des Unverfallbarkeitsbetrags bereits berücksichtigt. Dem Risiko, dass weniger zufließt als
der Unverfallbarkeitsbetrag, steht daher eine gleichwertige Chance gegenüber, dass es mehr wird. Der
Unverfallbarkeitsbetrag repräsentiert somit den aktuellen wirtschaftlichen Wert der Anwartschaft.
Insofern unterscheidet sich die unverfallbare Anwartschaft nicht von anderen Wertanlagen, bei denen
die zukünftige Wertentwicklung ebenfalls nicht absehbar ist (Liegenschaften, Wertpapierdepots etc).

Damit stellt sich die Frage, ob es tatsächlich auf die Realisierbarkeit im AuftStichtag ankommen kann.
In der aktuellen Entscheidung stützt der OGH diese Ansicht auf eine Entscheidung, der nur zu
entnehmen ist, dass die Qualifikation von Lebensversicherungen als ehel Ersparnisse aufgrund ihres
Sparzwecks und der Verwertbarkeit unstr ist. (FN ) Zwar wird in einem obiter dictum auch der
Rechtssatz referiert, dass aufzuteilendes Vermögen zum AuftZeitpunkt verfügbar sein muss, in der als
Beleg zit Entscheidung (FN ) war die Frage, ob eine gesicherte Rechtsposition die Einbeziehung der
Anwartschaft in die Auft rechtfertigt, aber nicht entscheidungsrelevant. Auch in 6 Ob 22/98y musste
das Höchstgericht diese Frage nicht abschließend beantworten.

In 9 Ob 42/99p war erstmals die Einbeziehung einer Anwartschaft auf eine Pensionskassenpension
gegenständlich. Der OGH bestätigte in seinem Zurückweisungsbeschluss die Rechtsansicht des RekG,
das die Einbeziehung in die AuftMasse verneint hatte, mit dem knappen Hinweis, dass die AG "nicht
annähernd darzulegen [vermag], warum Einzahlungen in eine Pensionskasse in der Erwartung eines
späteren Pensionsbezugs diesen Kriterien entsprechen könnten, zumal die Früchte aus diesen
Zahlungen unbestritten noch gar nicht angefallen sind". Die Frage der Unverfallbarkeit der
Anwartschaft wurde im Verfahren offenkundig nicht thematisiert. In mehreren Folgeentscheidungen, in
denen jedoch keine Pensionskassenzusagen zu beurteilen waren, bezog sich der OGH auf diese
Entscheidung, wobei es sich jew um obiter dicta handelte. (FN )

Die Rechtsansicht, dass Vorsorgeprodukte nur dann in die AuftMasse einzubeziehen sind, wenn sie im
AuftStichtag realisierbar sind, wurde daher - jedenfalls iZm Versorgungsanwartschaften - nur in Form
von obiter dicta geäußert. Tatsächlich entscheidungsrelevant war diese Frage - soweit ersichtlich - in
keinem der bisher entschiedenen Fälle.

3. Zum Begriff der ehelichen Ersparnisse
Dogmatisch lässt sich die Ansicht, dass ehel Ersparnisse im AuftStichtag verwertbar sein müssen, nur
durch eine einschränkende Auslegung des § 81 Abs 3 EheG begründen. Der Gesetzeswortlaut lässt
diese Auslegung zwar zu, zwingend ist dieser Schluss allerdings nicht, denn Verwertung ist nicht
gleichbedeutend mit Veräußerung. Eine bestimmungsgemäße Verwertung liegt auch vor, wenn aus
einem Vermögenswert erst in der Zukunft laufende Erträge erwirtschaftet werden. So ist eine
Vorsorgewohnung nicht zur Veräußerung bestimmt. Ihr Zweck besteht vielmehr darin, laufende Erträge
zu erwirtschaften. Bei den gängigen Finanzierungsmodellen, bei denen aus den Mieterträgen zunächst
die Kreditraten getilgt werden sollen, liegt es sogar in der Natur der Sache, dass sich die Wertanlage
erst in der Zukunft materialisiert.
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Die bestimmungsgemäße Verwertung einer betrieblichen Versorgungszusage besteht idR darin, dass
zu einem späteren Zeitpunkt (ab Pensionsantritt) eine lebenslange Rente ausbezahlt wird.
Altersvorsorgeprodukte sind daher typischerweise für eine zukünftige Verwertung bestimmt. Dass die
Realisierbarkeit bereits im AuftStichtag möglich sein muss, ist dem Gesetz aber nicht zu entnehmen.
(FN ) Ehel Ersparnisse werden vielmehr in der Erwartung des Fortbestands der Ehe erwirtschaftet.
Wenn der Gesetzgeber verlangt, dass die Wertanlage "ihrer Art nach üblicherweise für eine Verwertung
bestimmt" sein muss, kann damit nur die bestimmungsgemäße Verwertung unter dieser Prämisse
gemeint sein. Dieser Unterschied wird gerade bei Altersvorsorgeprodukten augenscheinlich. So wie
das laufende Einkommen der Ehepartner der Deckung des aktuellen Lebensunterhalts dient, hat eine
Pensionsvorsorge den Zweck, beiden Ehegatten den zukünftigen Lebensunterhalt zu sichern. Durch
die Aufhebung der ehel LG wird dieser Zweck zwar vereitelt, dies rechtfertigt es aber nicht, die
Leistungen aus der gemeinsam erwirtschafteten Anwartschaft nur einem (uU sogar dem schuldig
geschiedenen) Ehegatten zukommen zu lassen.

Gegen eine einschränkende Auslegung spricht auch, dass L und Rsp von einem umfassenden
Verständnis des § 81 Abs 3 EheG ausgehen. Von der Legaldefinition sind Wertanlagen jeglicher Art
umfasst, seien sie körperlich oder unkörperlich, beweglich oder unbeweglich, verbrauchbar oder
unverbrauchbar. (FN ) Auch Anwartschaften können unter den Begriff der ehel Ersparnisse fallen.
(FN ) Der Auft unterliegt die gesamte ehel Errungenschaft, also alles, was die Ehegatten während der
Ehe erarbeitet oder erspart haben. (FN ) Nicht entscheidend ist, ob diese Vermögenswerte durch
gemeinsame Tätigkeiten oder die Bemühungen nur eines Ehegatten geschaffen wurden. (FN ) Dies
ergibt sich aus der Natur der Ehe als umfassende Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft.

Nach stRsp fallen aber auch Betriebspensionen unter den Entgeltbegriff, sodass bereits die
Anwartschaft auf eine solche als angespartes, "thesauriertes" Entgelt anzusehen ist. (FN ) Daher
müssen die während aufrechter Ehe erworbenen Anwartschaften als Teil der ehel Errungenschaft
angesehen werden. Der Umstand, dass die Leistung erst später zufließt, kann eine Ausnahme von der
Auft schon deshalb nicht rechtfertigen, weil im VaStr gem § 37 AußStrG (noch) nicht fällige Leistungen
(und nach hL selbst solche, die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung dem Grunde nach noch gar nicht
bestehen) zugesprochen werden können, wenn die Regelung eines Rechtsverhältnisses dies erfordert.
(FN )

Anwartschaften aus Pensionszusagen sind daher uE in die AuftMasse einzubeziehen, wenn bereits
eine gesicherte Rechtsposition besteht. Nicht entscheidend ist hingegen, ob die Anlage im
AuftStichtag realisiert werden kann. Für diese Auffassung sprechen nicht nur die in 1 Ob 140/24f
referierten Stellungnahmen in der Lit, auch der OGH selbst führt aus, dass eine ehel Ersparnis vorliegt,
wenn eine Wertanlage ihrem Wesen nach für eine (künftige) Verwertung - sei es der Substanz oder
durch Erzielung von Erträgnissen - bestimmt ist. (FN )

4. Überblick über die betrieblichen Versorgungsmodelle
Im Folgenden soll daher ein kurzer Überblick über die gängigsten Vorsorgemodelle und deren
auftrechtl Behandlung gegeben werden.

a. Pensionskassenzusagen/betriebliche Kollektiv- und
Lebensversicherungen
Pensionskassenzusagen und Ansprüche aus einer betrieblichen Kollektivversicherung werden
unabhängig von der Art der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Ablauf einer allenfalls
vereinbarten Unverfallbarkeitsfrist von maximal 3 Jahren unverfallbar. (FN ) Anwartschaften aus
betrieblichen Lebensversicherungsverträgen werden sofort unverfallbar. Die in 9 Ob 42/99p vertretene
Ansicht lässt sich daher für diese Zusagen uE nicht aufrechterhalten. Dasselbe gilt für die
Entscheidung des LGZ Wien 44 R 277/02i, in der ein vom Arbeitgeber abgeschlossener
Gruppenversicherungsvertrag nicht als ehel Ersparnis angesehen wurde. (FN )
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b. Direkte Leistungszusagen
Eine differenzierte Betrachtungsweise ist bei direkten Leistungszusagen geboten. In der
Ursprungsfassung des BPG war die Unverfallbarkeit bei Arbeitnehmerkündigung, verschuldeter
Entlassung oder unbegründetem vorzeitigem Austritt ausgeschlossen. Zudem war eine Wartefrist von
mindestens 5 Jahren vorgesehen, die durch Vereinbarung auch verlängert werden konnte. Diese
Einschränkungen wurden in Umsetzung der Portabilitäts-RL (FN ) beseitigt. Nach aktueller
Rechtslage werden direkte Leistungszusagen nach einer Wartefrist von 3 Jahren unverfallbar. (FN )
Die Neuregelung gilt allerdings nur für Anwartschaften, die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes am
21. 5. 2018 entstanden sind bzw entstehen.

In der Praxis sind direkte Leistungszusagen an bestimmte Voraussetzungen geknüpft (Erreichen eines
bestimmten Lebensalters, Mindestdauer des Arbeitsverhältnisses). Daher wird es darauf ankommen,
ob und in welchem Ausmaß im AuftStichtag die Unverfallbarkeit der Anwartschaft eingetreten ist und
im Einzelfall aufgrund der Zusage bereits eine gesicherte Rechtsposition besteht.

Bei Leistungszusagen, die vor dem Inkrafttreten des BPG gemacht wurden, ist zu berücksichtigen,
dass sich der Unverfallbarkeitsbetrag nur aus "neuen" Anwartschaften errechnet. (FN )

c. Versorgungszusagen außerhalb des BPG
Das BPG erfasst nur Zusagen, die eine Ergänzung zur gesetzl Pensionsversicherung darstellen. Sog
Administrativpensionen, die ausschließlich die Beendigung des Arbeitsvertrags und allenfalls die
Zurücklegung einer bestimmten Dienstzeit voraussetzen und weder eine Wartezeit noch die Erreichung
eines bestimmten Lebensalters oder die Zuerkennung einer Pension aus der gesetzl
Pflichtversicherung als Leistungsvoraussetzungen erfordern, sind keine Versorgungszusagen iSd BPG,
sodass auch die Unverfallbarkeitsregeln des BPG nicht anwendbar sind. (FN ) Bei diesen Zusagen
wird daher zum AuftStichtag meist noch keine gesicherte Rechtsposition bestehen, sodass eine
Einbeziehung in die Auft idR wohl nicht in Betracht kommt.

5. Abfertigung Neu
Mit 1. 1. 2003 wurde das System der Abfertigung Neu eingeführt, bei dem der Arbeitgeber Beiträge in
eine betriebliche Vorsorgekasse einzahlt. Im System der Abfertigung Neu erwirbt der Arbeitnehmer ein
Abfertigungsguthaben. Die tatsächlich zugeflossenen Beiträge werden von der BV-Kasse garantiert.
(FN ) Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitnehmer gegen die BV-Kasse Anspruch
auf eine Abfertigung. Zwar kann der Anwartschaftsberechtigte bei bestimmten Beendigungsarten (zB
bei einer verschuldeten Entlassung) (noch) nicht über die Abfertigung verfügen, das
Abfertigungsguthaben geht aber dadurch nicht verloren. Der Verfügungsanspruch entsteht spätestens
bei Pensionsantritt oder nach Vollendung des Anfallsalters für die vorzeitige Alterspension oder des
62. Lebensjahrs. (FN )

Da zum AuftStichtag sowohl der zukünftige Anfall als auch die Höhe des während aufrechter
Lebensgemeinschaft erwirtschafteten Abfertigungsguthabens bereits feststehen, lässt sich die
Judikatur zur Abfertigung Alt nicht ohne weiteres auf das System der Anfertigung Neu übertragen.
Vielmehr ist das Abfertigungsguthaben nach der hier vertretenen Rechtsansicht in die Auft
einzubeziehen. (FN )

6. Möglichkeiten zur Aufteilung von Anwartschaften
Eine Einbeziehung von Anwartschaften in die AuftMasse wirft naturgemäß Umsetzungsfragen auf. Um
diesbezügliche Bedenken gleich vorweg auszuräumen, ist festzuhalten, dass damit nicht die Ermittlung
des Werts einer Anwartschaft gemeint ist. Bei beitragsorientierten Zusagen ist jedenfalls der
Unverfallbarkeitsbetrag nach dem BPG heranzuziehen. Bei direkten Leistungszusagen sowie
leistungsorientierten Pensionskassenzusagen oder Versicherungsverträgen sollte die Berechnung
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nach dem Teilwertverfahren erfolgen. (FN ) Die Höhe kann durch Einholung einer Auskunft des
Leistungsträgers bzw durch einen SV ermittelt werden. Bei Anwartschaften in geringerer Höhe kann
auf § 34 AußStrG zurückgegriffen werden.

Praktische Schwierigkeiten können sich allenfalls bei der Zuweisung ergeben. Eine Übertragung oder
Splittung der Anwartschaft scheitert daran, dass der Auszahlungszeitraum von lebenslangen
Leistungen von der individuellen Lebensdauer des Anwartschaftsberechtigten abhängig ist und eine
Übertragung die Veranlagung und Risikogemeinschaft oder den Arbeitgeber belasten könnte.

Sind ausreichende Vermögenswerte (zB eine zusätzliche private Altersvorsorge) vorhanden, was in der
Praxis häufig der Fall sein wird, kann dem anderen Ehegatten als Ausgleich ein anderer
Vermögenswert zugewiesen werden, der eine adäquate Altersversorgung gewährleistet. Auch eine
Berücksichtigung bei der Festlegung der AusglZ ist möglich, zumal das Gericht erforderlichenfalls gem
§ 94 Abs 2 EheG auch eine Stundung anordnen kann. Darüber hinaus eröffnet § 37 AußStrG dem
Gericht weitreichende Möglichkeiten, beim Zuspruch von noch nicht fälligen Leistungen sachgerechte
Verfügungen zu treffen. Sofern eine anderweitige Auft nicht möglich ist, muss der Notwendigkeit einer
sachgerechten Lösung der Vorzug vor einer möglichst weitreichenden Trennung der Lebensbereiche
gegeben werden.

Zu berücksichtigen ist freilich, dass eine klare Grenze zw Auft- und UhRecht gezogen werden muss.
Diese Erwägung steht der Auft einer Anwartschaft nicht entgegen, weil der Grundsatz des
Wohlbestehenkönnens notwendigerweise auch eine zukunftsgerichtete Betrachtung erfordert und nur
die bis zum AuftStichtag erworbenen Anwartschaften aufzuteilen sind. Es geht also nicht darum, über
die Hintertüre eine UhPflicht einzuführen, sondern darum, beide Ehegatten an den gemeinsam
erwirtschafteten Versorgungsanwartschaften partizipieren zu lassen. Um eine doppelte
Berücksichtigung zu vermeiden, dürfen jedoch Zuflüsse aus einer bereits bei der Auft berücksichtigten
Anwartschaft nicht in die (spätere) UBGr einbezogen werden.

De lege ferenda könnte der Gesetzgeber die Problematik "mit einem Federstich" entschärfen und
gesetzl Verfügungsmöglichkeiten für den Fall der Auft vorsehen. In Betracht kommt insb eine
(anteilige) Übertragung des Unverfallbarkeitsbetrags bei gleichzeitiger Umwandlung in eine
beitragsfreie Anwartschaft. Da das BPG bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor Eintritt des
Leistungsfalls bereits eine entsprechende Verfügungsmöglichkeit vorsieht, wäre dies in der Praxis
problemlos umsetzbar.

Abschließend ist festzuhalten, dass die Einbeziehung von Pensionsanwartschaften aufgrund der
unterschiedlichen Ausgestaltung der Versorgungszusagen zwar eine vertiefte Auseinandersetzung mit
komplexen Pensionsmodellen erfordert und Auslegungsfragen aufwerfen wird. Dies darf jedoch nicht
dazu führen, dass die erheblichen finanziellen Nachteile, die mit unbezahlter Care Arbeit verbunden
sind und gerade in einer unzureichenden Altersabsicherung bestehen, durch eine Ausnahme von
Versorgungsanwartschaften von der Auft noch weiter verstärkt werden.

E. Fazit
Das Pensionssystem in Österreich besteht aus drei Säulen, dem staatlichen Pensionssystem, der
betrieblichen Altersvorsorge und der privaten Vorsorge.

Staatliche Pensionsanwartschaften und Anwartschaften, die nach ausländischem Recht eine
staatliche Pension substituieren, sind nach aktueller Rechtslage nicht von der Auft umfasst, weil zum
AuftStichtag regelmäßig noch nicht feststeht, ob und in welcher Höhe ein Anspruch besteht.

Private Vorsorgeprodukte sind grds in die Auft einzubeziehen, auf die Zweckbestimmung kommt es
nicht an.
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Betriebliche Altersvorsorgeprodukte wurden von der Rsp bisher ohne nähere Begründung von der Auft
ausgenommen. Da Anwartschaften iSd BPG (uU nach einer gewissen Wartefrist) unverfallbar werden,
ist diese Rsp zu überdenken. Dasselbe gilt für die Abfertigung Neu, bei der ebenfalls feststeht, dass
das Abfertigungsguthaben zu einem späteren Zeitpunkt realisiert werden kann.

Dass die Realisierbarkeit im AuftStichtag Voraussetzung für die Einbeziehung in die AuftMasse sein
soll, ist weder sachgerecht noch lässt sich dies aus dem Gesetz ableiten.

Da in Österreich der nachehel UhAnspr (noch) vom Verschulden abhängt, wäre die Einbeziehung der
gemeinsam erwirtschafteten Anwartschaften schon deshalb geboten, um dem Problem der
Altersarmut bei nicht erwerbstätigen Ehepartnern (dies sind überwiegend Frauen, die sich der
unbezahlten Care Arbeit widmen) entgegenzuwirken, ohne das ohnehin schon angeschlagene
staatliche Budget zu belasten.
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